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werden während der Vorbereitung auf mılıe erlebt WwW1e€e andere europäische tern oder ırgendwo in einem sehr teu-
die Erste Kommunion Konferenzen Länder, allerdings 1St der tradıtionelle Fn möblierten Ziımmer wohnen. ‚W €1
mıt den Eltern der Kinder abgehalten. Zusammenhang ZUFr eıt och stärker Driıttel der Jungen Paare hat keine
Der Themenkreıs Ehe un! Famiıulıie als ZU Beispiel in der Bundesrepu- eıgene Wohnung. Dıiıe Hälfte davon
wırd Z.U! Teıl auch iın spezıiellen Stun- blık Erschwerend kommen 1n Polen ebt beı den Eltern eınes Ehepartners.den für die Kınder paralle] Z.U Kate- och außere Bedingungen hıinzu, die Oft wohnen Mann un! Trau aus Woh-
chismusunterricht behandelt, die nıcht VO  an den Bischöten häufig kritisiert nungsmangel auch,, ach der Ehe-
VOoN der Katechetin, sondern VOoN SPC- werden. In den tadten sınd 75 n der
ziell für dıiese Problematik vorbereıte-

schließung Die Kırche 1St ın
Frauen mıt Kıindern 18 Jahren Polen ZW ar weıter eıne starke moralı-

ven kirchlichen Miıtarbeıtern gehalten berufstätig. Viele Frauen würden auf sche Autorität doch der Schwelle
werden. Das Famılıenleben 1sSt auch die Berufstätigkeit verzichten Z intımen, persönlıchen Leben der

einzelnen scheint diese Autorıität mıthäufig Thema bei den VO  ; kirchlichen un: sıch mehr der Famaiulıie wıdmen,
tellen oder Mıtarbeıtern organısıerten aber mıiıt 1Uur eiınem Gehalt alßt sıch be1 der Wanderung VO orft in die Stadt
Wanderungen oder Lagern Lar den nıedrigen Durchschnittseinkom- abzubröckeln. Scheidungsraten und
tung VO  3 Priestern. Sıe sınd besonders INnen VO  - rund 5000 Zloty (100 Zloty Abtreibungen sınd ın den beiden letz-

der Jugend belıebt, werden VO  3 16 D-Mark) keıine Famaiulıe ernähren. ten Jahren leicht zurückgegangen.den Behörden unNnsCIN gesehen un! Dıie schlechte Versorgung ın den a Neben den staatlıchen Maflfßnahmen
manchmal als Verstofßß das Ver- den un! zeıtraubendes Schlangestehen ZUur Förderung der Famaiıulıe Mag auch
sammlungs gesetz geahndet. In etzter sınd für die berufstätigen Multter eıne der relıg1öse Impuls eıne Rolle gespielt
eıtaflßt INan dieKırche eher gewähren. weıtere Belastung. uch WEn S1e haben, dıe dıe Wahl un der Besuch
Es deutet darauf hın, da{fß Polen mıt der schon Kınder haben, mussen Junge VON Papst Johannes Paul] I1 in Polen
Zeit die gleiche Entwicklung der Fa- Ehepartner och häufig be] ıhren El- ausgelöst hat

Entwicklungen

Jugend zwiıischen Integration un Distanz
Zu eıner Studie uber polıtische Einstellungen Jugendlicher
Das Räsonnement ber das Verhältnis der Jugendlichen gCH Generatıion gul demonstrieren. Je nach Standort (oder

Polıitık, Staat und Gesellschaft natürlich auch ZUuU!r Wunschvorstellung) des Analysıerenden geben S1€e eiınan-
Kırche gehört den Lieblingsbeschäftigungen VO  a al- der wıdersprechende Biılder da 1St VO der Getahr der
len, die sıch mıt Zeıtanalyse 1m weıtesten Sınn des Wortes „Selbstausbürgerung“‘ der Jungen Generatıon (Kurt Sont-
befassen. Insotern Zeıtanalysen, WENN S1e nıcht kurzsich- heimer) die ede oder VO  - ihrer Überanpassung die
tig seın wollen, immer auch zukunftsbezogen seın mussen, Verhältnisse; da wırd ungewöhnlıche ethische un! sozıale
versteht sıch das beinahe VO  a} selbst. Denn Extrapolationen Sensıibilität konstatiert oder eın erstaunlıches Ma{ii
ın die Zukunft sınd NUur möglıch, WCNN verlißliche Urteıle selbstverliebter Gleichgültigkeit.
arüber ermuittelt werden können, wohın diejenıgen ten- Besonders ausgepragt findet sıch diese Widersprüchlich-
dieren, dıe ın wenıgen Jahren die Tagesordnung bestim- eılt der Einschätzungen, CS dıe politischen Haltun-
INnen werden. Aussagen über dıe mıttel- un! langfristige CIl un! Eınstellungen der Jugendlichen geht: die Band-
Stabilität oder Instabıilıtät eines Gemenwesens sınd 1mM- breıite reicht Je nach eigenem polıtischen Interesse und
INeTr gebunden Erkenntnisse über TIrends un! Entwick- ach eigener Zufriedenheit mıt dem 5System VO  e der
lungen innerhalb der Jungen Generatıon. Aussage, dıe Jugendlıchen se]en rundum iın ıhre politische
Ia Strömungen innerhalb der Jungen (GGeneratıon och un! gesellschaftliche Umwelt integriert, NUur die Analytı-
dıtfuser sınd, als Zeıtströmungen ohnehin se1ın pflegen, ker selen „Irustriert‘‘, bıs ZUur These, die Dıstanz der me1-
sınd die Urteıile über S1e entsprechend kontrovers. Das älst Sten Jugendlichen ZU Gemelnwesen sSe1 1m Begrift, sıch
sıch der gegenwärtigen Vielzahl VO  > Analysen der Jun- Fremdheıt un! Verständnislosigkeit auszuwachsen.
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In dieser Lage verdient eıne Studie Aufmerksamkeıt, dıe (unter ıhnen mehr Frauen als Männer un! mehr Schüler
das sozialwissenschaftliche Forschungsinstitut der Kon- als Berufstätige), knapp 60 n das Leistungsprinzıp als sol-
rad-Adenauer-Stiftung erstellt hat (D Hansen, H.-J Veen, ches dennoch bejahen. Es annn nıcht überraschen, da{fß
Jugend mıiıt polıtischer Dıstanz). Sıe beruht auf Ergebnis- lınke Jugendliche bezüglıch des Leistungsprinzıps viel ab-
SCIl eıner Repräsentativ-Befragung, die das EMNID-In- lehnender reaglıeren als Rechtsorientierte (von den extrem
stitut VO Ende Maı bıs Mıtte Juni 1979 im Bun- Linken sınd 48,7 %o,; VO  S den gemäßigt Linken 31,7% da-

SCHCH, VO  - den gemäßigt Rechten 1Ur 29o un: VO dendesgebiet einschliefßlich West-Berlins be1 Jugendlichen
7zwıschen 14 un:! Z1 Jahren durchgeführt hat. Gegenstand extirem Rechten 1Ur 13,4%)
der Untersuchung dıe politischen Einstellungen
und Haltungen Jugendlicher. Beı eıner Reıhe VON Frage- ach ıhrer Begründung für Befürwortung oder Ableh-

NUuNns gefragt, uhrten die meısten Jugendlichen für die Be-stellungen wurden dıe Ergebnisse verglichen miıt den [)a- jahung den Belohnungsaspekt 1Ns Feld („wer viel arbeıtet,
ten einer Ühnlichen Studıe der Konrad-Adenauer-Stiftung
VO Jahr 1974; wodurch manche autschlußreiche Ent- soll auch elohnt werden‘‘); das.galt für die eher links Or1-

entierten Jugendlichen och stärker als für dıe eher rechtswicklungslınie sıchtbar wırd orlıentierten. Der zweıthäufigste Grund tür die Bejahung
War der Aspekt der Gerechtigkeıit; erst deutliıch dahıinter

es Maß allgemeiner Zustimmung folgte der Gesichtspunkt „Leistung als Befriedigung“‘. Als
Begründung für dıe negatıve Außerung Z.U) Leistungs-
prinzıp wurde häufigsten die Meınung angegeben, dasAuf den ersten Blick sehr beruhigend sınd die Antworten

auf Fragen bezüglıch der Einschätzung des polıtıschen Sy- Leistungsprinzıp stehe 1M Gegensatz Z7zum Anspruch autf
Gleichbehandlung aller Menschen (40 7 der Meıinungen).der Bundesrepublık. Im einzelnen wurden die all- 16 % der Befragten mıt ablehnender Haltung sehen das

gemeıne Systemzufriedenheıt, dıe Einstellung A0n Le1i- Leistungsprinzıp 1im Gegensatz Z indıviduellen Freiheitstungsprinzıp un! dıe generelle Beurte%lupg der Parteiıen
erhoben. un! Selbstverwirklichung des Menschen. Fur 15% VelI-

tragt G sıch nıcht mı1ıt der sozıalen Gerechtigkeıit. Der Ge-
Dıie allgemeıne Systemzufriedenheit weIlst dabe! 1ne deut- danke, da{ß sozıaler un:! staatlıcher Ausgleich bzw Unter-
lıche Steigerung gegenüber 19/4 aut Dıe Aussage „sehr stutzung der Schwächeren 1Ur aufgrund erbrachter
zufrieden“‘ steıgerte sıch durchschnittlich VO  a} 49 auf Leistung möglıch 1ISt, scheıint überraschenderweise weder
2102% (während die Aussage „einıgermaßen zutrieden“‘ be]l der Gruppe der Bejahenden noch beı der Gruppe der
VonNn 1974 ZZ3 o auf 1979 6/,5o NUur leicht zurückging); das Leistungsprinzıp Ablehnenden eıne ennenswerte

gleichzeıltig wurde aber dıe Aussage „„nicht zufrieden‘‘ CI- Rolle für hre Entscheidung gespielt haben
heblich seltener (9,7 7)) gemacht als 1974 12
Interessant ISt, W 9a5 INa 1m einzelnen der Verwirklı- Die allgemeıne Einstellung den Parteıen wurde anhand

VO  a verschiedenen Behauptungen untersucht, denen diechung der Demokratie 1n der Bundesrepublık gul tindet. Jugendlıchen 1ın Graden gestult zustiımmen oder dıe sS1eHıer Jag der Schwerpunkt der Antworten mıt 57 % ein-
deutig beı den Grundrechten des Burgers. Besonders häu- ablehnen konnten. Dabeiı stellte sıch 1m oroßen un gall-

Z eıne eher zustiımmende als ablehnende Haltung derf1g wurden die Meinungsfreiheit (23%), die persönlıche Jugendlichen gegenüber den Parteıen heraus. Be1l der Aus-Freiheit (14%) un! dıe Freiheıit allgemeın (6%) gEeENANNL.
)as aktıve und passıve Wahlrecht Tolgterst mıt großem Sapc „„dıe Parteıen vertreten dıe Bundesbürger insgesamt

recht cc  gut Ist; besonders beı den Präterenten der großenAbstand (11%) YSt dahıinter kommen die staatlıchen Parteıen, eın recht hoher Zustimmungsgrad gegeben,Leistungen mıt 6% Erstaunlicherweise tallen dıe Prinzı- während die Präterenten der Umweltparteıen sehr vielpıen der Demokratie (Mehrheıtsprinzıp, Gewaltentejlung,
Einfluß des urgers SOWI1e das Parteıen- un! Parlaments- rückhaltender reagleren. Die Aussage, da{ß in den Parteıen

1Ur „gemauschelt‘‘ werde, trıfft auf schwache Ablehnung.SYStEM fast überhaupt nıcht 1Ns Gewicht. Auf die negatıve Dıiıe Behauptung, da{fß die Parteıen sıch wesentlıch 1ın ihrerFrage ‚„„und W 4S finden Sıe der Demokratie schlecht?“‘
außerten sıch Nur 46o (beı der posıtıven Fragestellung da- Zielsetzung unterscheıden, wırd VO den Präterenten aller

etablierten Parteıen ungefähr gleich schwach bejaht (von75%) BeI der Kritik steht die Verletzung der den FDP-Anhängern eLWAS schwächer). Zu der These, dieGrundrechte durch den Staat erster Stelle (16%), wobeı Parteıen wurden keıne Zukunftsorientierung mehr biıeten,die Eınschränkung der Berutfswahl (Numerus Clausus,
Extremistenbeschlufß) mı1ıt T den Hauptanteıl einnımmt. 1ußern sıch dıe Präterenten der 1m Bundestag

Parteıen leicht ablehnend: 1ın gleichem Maße stımmen ıhr
An zweıter Stelle folgt die Kritik der staatlıchen Le1- dagegen dıe Anhänger der Umweltparteienstungsfähigkeit MmMIıt 12% wobei VOT allem die unzurel-
chende Verwirklıchung politischer Beschlüsse beanstan-
det wırd. Praferenz für dıe politische e
Das Leistungsprinzıp befürworteten ınsgesamt Va o der
befragten Jugendlichen, während 25 o Ablehnung bekun- Fınes der auffallendsten Ergebnisse der Untersuchung 1St,
deten. Auftfallend ISt; da{fß VO  - den 17% Befragten, die dafß sıch mıt weıtem Abstand die meısten Jugendlichen
gaben, sıch ın Schule oder Beruf überftordert fühlen polıtisch in der Mıtte einordnen. Dıie befragten Jugendli-



434 Entwick|ungen
chen wurden gebeten, ıhren eıgenen polıtıschen Standort den Jugendliıchen als dıe Koalıtionsparteien. Dies gilt
aut eiınem Links-Rechts-Kontinuum definieren. Das für viele Jugendliche, die selber dıe Unionsparteıien
Ergebnis 1St eindeutıig. wählen wollen.
Die Tendenz ZUuUr Miıtte 1St wesentlichen WenNnNn auch Dıie FDP wırd 1m allgemeınen Sahnz schwach lınks einge-
leicht abgeschwächt gegenüber 1979 unverändert geblie- stult, wobeıl unentschlossene un CDU/CSU-Wihler S1e
ben Dagegen hat sıch beı der Neigung EexXtrem lIınken als weıter lınks empfinden als der Durchschnitt der
Posıtionen selt 19/4 eın Rückgang VON fast 10 Prozent- Befragten. Da die Jugendlichen ıhre eıgene Posıtion VOTI-

punkten ergeben (von 19,0 auftf Zl To); wobe1 auffällt, dafß wıegend iın der ähe der Mıtte ansıedeln, erg1bt sıch eıne
beı der Differenzierung nach dem Geschlecht der 19/4 entsprechende iıdeologische ähe der Befragten ZU[r: FD  —
noch gegebene erhebliche Unterschıied zwıischen männlıi- Den Priäferenten der Umweltparteıien steht die FDP VeI-

chen un! weıblichen Befragten praktisch vollständıg N1- gleichsweise nıcht nahe; ıhnen oilt s1e eher als rechts
velliert 1St Tendierten 1974 die maännlichen Beiragten denn als lınks
überdurchschniıttlich, die weıblichen dagegen deutlich Dıiıe Nezgung einer bestimmten Parteı hat ach der Stu-terdurchschnittlich ach CX DE lınks, bewegen sıch dıe beı Jugendlichen selıt 19/4 erheblıich, WEn nıcht dra-Jetzt beıide den Durchschnitt herum. Be1 der ExXxtrem matısch nachgelassen. Hatten sıch 1974 och 65,6o e1-rechten Posıtion hat sıch gegenüber 1974 auf wesentliıch

neTr der dreı 1mM Bundestag Parteıen hingezogennıedrigerem Nıveau als be] der linken praktisch keıine gefühlt, CS 1979 1Ur och 39,6 o der befragtenAÄnderung ergeben. Sıe 1St auf dem Stand VOIN 1974 geblie- Jugendlıchen. hne Neigung ZUuUrr ırgendeiner Parte1ıben, wobeı dıe Neıigungen der männlichen Befragten 1er 1974 305 Yo, 1979 SO Die Sympathieabkühlung be-orößer, dıe der weıblichen aber eindeutig geringer W  —
den sınd. trıtft alle Parteıen. SPD un! CD  = haben jeweıls eın Drittel

der Identitikationsbereitschaft der Jugendlichen einge-
Dıie Links-Rechts-Einstufung der Jugendliıchen 979

Um:-
Befragte SPL) DU F.D NDP DKP welt-

CSU parte]
19/4

insgesamt 38,0 28,8 2018 0,9 4,/
männlıch 370 29,4 23,0 0,8 6,1
weıblich 39,2 28,1 295 1,0 3
15 Jahre 38,9 30,9 Z 1! 2’
1617 Jahre 40,1 30,/ 20,2 0,8 9

34,2 209 26,9 0,9 4,318—-19 Jahre
2021 Jahre 38,2 26,/ 20,4 hA2 /

Rechts-Links-Kontinuum
extirem ınks 8545,0 1,6 0,8 36,4

links ‘ — —A — 4 —A — 1 rechts gemäßıgt lınks 53,6 86 E A  29,6 0,8 4,9
Mıtte 31,1 34,3 26,0 1,0 14
gemäaßıgt rechts 229 8,0 159 0,/ 0,2Bezüglıch der FEinschätzung der Parteıen auf dem Links- rechts Z 5/7,8 33 4,4 0,0

Rechts-Kontinuum ergıbt sıch 405 der Studıe eın Biıld, das 19/9tur dıe Koalıtionsparteien nahe eın Wunschbild heran- 38,1 29,8 11,4 07 1,0 4,1Insgesamtkommt, während s be] den Unionsparteıen eigentlıch männlıch 37,6 309 e 0 1,4 4,3Beunruhigung auslösen mußte. Dıe (  S rangıert auf e1- weıblich 38,9 28,6 11,2 4,0
IET 5-Punkte-Skala Punkte rechts VO Befragten- 1415 Jahre 37,0 33,0 5,7 3,4durchschnitt. uch potentielle DU /CSU -Wiähler 36,2 30,0 1235 4,/1617 Jahrestufen dıe CD  S durchschnittlich 09 Punkte rechts —19 Jahre 36,J 28,3 12,1 4,3
VO  —_ ıhrer eiıgenen Posıtion e1n. Die SPD wırd 1m allgeme1- 2 Jahre 42,4 Z 12,/ ü a S

0,6

3,5
nen lınks eingestuft (durchschnittlich be1 1353)); aber nıcht Rechts-Links-Kontinuumweıt lınks w 1e dıe CD  S auf der rechten Seıte der Skala

exirem lınks 64,2 312 8 8,62,16) Damlıt 1St der Abstand des Durchschnitts aller Be- gemäßıgt lınks 56,6 5,/ 10,3 6,9fragten VO der SPD deutlich geringer als der VOIl der Mıtte 34,2 Z 17,4 3,1
19,8 60,8 7,6 24CD  S Dıe CGSU wırd mıiıt insgesamt fast Punkten sehr gemäßıgt rechts

deutlich weıter rechts eingestult als dıe CDU, relatıv rechts 2507 9922 4,5 3R
übereinstiımmend VOoONn den Anhängern aller etablierten SchichtzugehörigkeitParteıen. Damıt hat dıe CSU den weıtaus größten iıdeolo- Arbeiterschicht 43,5 26,/7 6,/ 3,5yischen Abstand VO  am} der Gesamtheıit der befragten Ju untere Miıttelschicht 39,1 Z 27 4,2
gendlıchen. Dıi1e Unionsparteıen haben ach Einschätzung obere Miıttelschicht B Z 9 3,5

Oberschicht 32,6 26 8,/ 8,/der Befragten insgesamt eıne orößere iıdeologische Dıstanz
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bufßt (Rückgang beı der SPD VO 32,6 auf 21,4 Yo, be] der für Politik haben (deutliche Steigerung gegenüber 19/4
CDU/CSU VO  S Zl auf 14,7 %), während sıch bei der 18,2%).
FDP geradezu eın Einbruch erg1ıbt (Rückgang VO 119 auf Be1l den Jugendlıchen, dıe eıner bestimmten Parte1ı zune1l-3,5 V0): Dagegen kommen die Umweltgruppen (die Gruü-
nenNn als Parteı gab CS Z Zeitpunkt der Umirage noch SCH, 1St dıeser Irend nıcht beobachten. Zum Teıl hat

ıhr polıtisches Interesse ZUSCHOMIMCN. Dıies gılt be-nıcht) auf beachtenswerte SEL O: die angesichts der INSgE- sonders für Jugendliıche mıt Neıigung den Unionspar-Samıt zurückgegangenen Identifikationsbereitschaft
auffallender 1st. teıen, deren polıtisches Interesse 11% ZUgSCNOM-

INen at, während dıe SPD-Neıger etwa gleich starkEın tür dıe etablierten Parteıen wesentlich zünstigeres Bıld interessliert sınd WI1e 19/4 Ausgesprochen großes Interesseerg1ıbt die Bundestagswahl Sımulatıon. o der Jugendlı- fur Politik mıt Werten relatıv welılt über dem Durch-chen aufßerten Wahlabsichten für die drei Bundestagspar- schnıitt der Befragten — gaben dıe Sympathisanten derteıen (gegenüber 1974 1St eın Rückgang 10% VOCI- Umweltparteienzeichnen). Die Posıtionen VonN CDU/CSU un: SPD haben
sıch kaum verändert, während die FDP eıne Halbierung Was die Relatıon zwiıischen der Schichtzugehörigkeit der
ihrer potentiellen Jungwählerstimmen hınnehmen mußlßte. Jugendlichen un! ıhrem polıtischen Interesse betrifft, be-
Dıie Umweltparteıen kommen auf ennenswerte Pro- statıgt sıch das bekannte Bıld Je höher die Stellung der
zentpunkte, wobeIl sıch der Sammelkategorie ‚„An- Eltern 1mM soz1ıalen Gefüge ISt; desto stärker IsSt das polı-
dere  CC mıt ein1ıger Sıcherheit auch zahlreiche Sympathisan- tische Interesse der Jugendlıchen. Jugendliche aus der Ar-
ten der Umwelt- bzw Alternativ-Bewegung verbergen beiterschicht un 4US der MMeren Miıttelschicht interess1ie-
(7,6 %o) ren sıch wenıgsten für Politik.
Be1l der Unterscheidung ach dem ideologischen Standort Be1l der Frage ach der Häufigkeit politischer Gespräche
1St auffallend, dafß sıch lınke Jugendliıche eiınem überaus ergeben sıch zwıschen den Jugendlichen, dıe mıiıt eıner der
oroßen Anteıl den Koalitionsparteien, VOTI allem der SPD großen Parteıen sympathisıeren, 1Ur relatıv geringfügige
zuwenden, während sıch dıe rechtsorientierten Jugendli- Unterschiede, während dıe Umweltparteıen durch eıne
chen nıcht in gleicher Gröfßenordnung für die Unionspar- sehr LCHC Teılnahme ıhrer potentiellen Wäiäahler polıtı-
telen entscheıiden. iıne relatıv große Gruppe rechts orlen- schen Gesprächen hervortreten. Die Jugendlichen dieser
tlerter Jugendlicher votlert be1 der Wahl-Simulation für Parteipräferenz nehmen 36% sehr häufig bzw häufig
die SP  S Oogar exirem rechts eingestellte Jugendliche gd- derartigen Gesprächen teıl, während der Befragten-
ben och in beträchtlichem Umfang Wahlabsichten durchschnitt be] 1Ur 19% lıegt
gunsten der SPD erkennen. Dıie Dıstanz zwiıischen den

Die Bereitschaft politischen Aktivıtäten 1sSt beı den be-lınken Jugendlichen un! den Unionsparteıen scheıint
fragten Jugendlichen nıcht eben groß. War erklärtensentlich ogrößer seın als die Dıstanz 7zwiıischen den rech-

ten Jugendlichen un der SPD Offensichtlich wırd VO 55,1 on sS1e würden sıch „möglıcherweise“‘ eıner Unter-
den eher ach rechts tendierenden Jugendlichen die SPD schrıttensammlung beteiligen, aber für iımmerhın 76 n 1St

das bereıts eıne Aktıvıtät, diıe „nıcht ın Frage kommt“‘‘:; beıals staatstragende Regierungsparte1 akzeptiert. Anderer-
selIts 1St das starke Ansteigen der Zahl der sıch als CX ECM der Frage nach der Teılnahme polıtischen Diskussionen
lınks einstutenden Jugendlichen nıcht übersehen, die 1st das Verhältnis 46,4 ÖS Yo, beı der nach der Beteılıi-
SPD wählen wollen. sSung eıner genehmiıgten Demonstration überwıegen

mıt 49,5 gegenüber 472 %o bereıts die negatıven Stellung-
nahmen. Immerhin schließen 599 o dıe Miıtarbeit in eıner
Bürger- oder Wählerinitiative, 44 ,7 % die Miıtarbeıt 1n e1-Mangel polıtischem Engagement
neTr Parte1 nıcht aus, aber das erstere kommt für 41,1%,

Wenn die Absıcht, Zur Wahl gehen, das ausschlagge- das letztere für jeden 7zweıten Jugendlichen (50,6 Yo)
nıcht ın rage.bende Indız für polıtisches Interesse ware, könnten dıe

politisch Verantwortlichen MIıt dem Ergebnıis der Studie
zutrieden se1ln. 79 % der Befragten gaben A, dafß S1e beı Angesıchts dieser zweıtellos als gering bewertenden

Bereitschaft politischer Aktıivıtät annn 6S aum über-der Bundestagswahl wählen werden bzw waählen wurden, raschen, da{f sıch die Befragten insgesamt deutlich VO  -
wenn S1e schon wahlberechtigt waren. Nur 8 O9 der
Jugendlichen geben Al S1€e würden, WCI1LN S1e ahl- radıkalerpolitischer Agıtatıon distanzıeren. Beı Anhängern

der Umweltparteien un! extirem Linken 1St die Bereıt-berechtigt selen bzw waren, nıcht wählen gehen. schaft radıkalen Aktiıonen allerdings relatıv hoch (so
Eın ganz anderes, wesentlich problematischeres Bıld —_ geben Z0:5 9 der Sympathisanten der Umweltparteıen un!
1bt sıch be] der Frage nach dem politischen Interesse. Nur Zo der Linken Al S1e würden sıch möglıcher-
noch 2,6% der Befragten gaben 1979 d sıch sehrstark für welse Besetzen VO  a Fabriken, Amtern un: anderen
Politik interessieren 6,7%o); 17,3% bekunde- Gebäuden beteiligen). Die mehrheitliche Absage den
ten starkes Interesse 21,8 Yo); 44,3 o gaben aXı, sıch polıtıschen Radikalismus wırd INan insofern nıcht e1In-

für Politik interessiıieren (wenıg Veränderung deutig pOSItIV bewerten dürfen, W1€e S1e sıch ISt, als S$1e
gegenüber 1974 46,1 Yo); 251 %o außerten, 2um Interesse wenıger auf der Einsıcht ın dıe polıtıschen Möglıichkeiten
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des normalen demokratischen Lebens beruhen dürfte als 4% -Punkte ach oben entwickeln, h., die Einschät-
auf eıner verbreıteten polıtischen Lethargıe. ZuNg, zuvıel bzw zuwen1g gefordert werden, waächst

lınear mıt dem Erwachsenwerden.

ın eichter mobbilısıerbar
nia S achdenken

Der Eındruck solcher Lethargıe drängt sıch auch un! 1NS-
besondere be1 den Antworten auf, die dıe Jugendliıchen auf Als auffallendste Ergebnisse der Studie wırd INan dreı Be-
dıe Frage nach ıhrer zukünftigen Rolle ım Staat gegeben tfunde festhalten mussen:
haben war wırd VO  —_ angebotenen Antwortmöglıich- Be1 den Jugendlichen herrscht eın außerordentliches
keıten häufigsten „regelmäfßiger Wihler“‘ (69,4 7) Maß Zufriedenheit mM1t dem polıtıschen, sozıalen und
übernommen W as ımmerhın nochmals die sıch ımmer wirtschaftlichen Leben der Bundesrepublık VOT.

wıeder aufßernde prinzıpielle Zustimmung FA System Im großen un:! gaNzCch ne1gen die Jugendlichen
dokumentiert aber ANnsSsONSten 1st dıe weıtaus beliebteste weıtgehender poliıtischer Passıvität, W as sıch ın geringer
Kategorie der ‚„„kritische Beobachter“‘ (56,8%). Das 1st Ausprägung des polıtischen Interesses, 1in schwacher Bın-
ZW ar eıne 1n einer offenen, nıcht völlıg polıtisıerten Gesell- dung polıtische Parteıen un iın Nur bescheidener Be-
schaftt sehr ehrenwerte Rolle Dafiß der Häufigkeit dieser reitschaft polıtıschen Aktıivıtäten ausdrückt.
Antwort aber auch eın hohes Ma{(i Dıstanz verborgen Es oibt innerhalb der. Jungen Generatıon eın beacht-
ISt: zeigt die Tatsache, da{fß beachtliche 11,9o die Rolle des hiches Protestpotential VO stark lınks ausgerichteten
„unbeteıligten Zuschauers‘‘ spielen gedenken, während Jugendlichen (deren Anteıl selt 1974 allerdings deut-
N1Uur 13,0% sıch als Miıtarbeıiter iın Bürgerinitiativen oder ıch zurückgegangen 1st) auf der einen un: VO  - ympa-
Verbänden un! Ur / ,4 In Parteıien vorstellen können. Nur thısanten der Umweltbewegung bzw der alternatıven
3,6 o tinden eıne Funktion als aktıver Politiker auf okaler Gruppen auf der anderen Seıte. und 12% der befrag-
Ebene erstrebenswert (auf Landes- oder Bundesebene ten Jugendlichen ne1gen einer dieser beiden Rıchtun-
0,7%) sCH
Wenn INan dıe Aussagen ach Parteipräferenz bzw 1ıdeo- Dıie Vertasser der Studie selbst erten ıhr Ergebnıis gCc-

rade auch 1M Blıck auf den nıedrigen rad polıtischer Be-logischem Standort der Befragten unterscheıdet, erg1bt
sıch das gewohnte Bıld der erhöhten Aktıivität VON links- teiılıgung als „Normaltfall undramatiıscher Gegebenheı1-
orıentierten oder mıiıt den Umweltparteien sympathıisıe- :  ten‘‘, als „„schlichte Normalıtät 1n stabıilen polıtischen und
renden Jugendlichen. S1e sınd eiınerseılts sehr kritisch und soz10-Okonomischen Zuständen‘‘. Diese Wertung 1St S1-
erklären sıch andererseıts in überdurchschnittlichem Ma{ cher nıcht talsch (und als Kontrapunkt die AUuUs den

Medien attsam bekannten Schwarzmalereien sehr be-zu aktıver Mitarbeıt in Bürgerinitiativen oder Verbänden
bereıt, eın vergleichsweise hoher Prozentsatz (6,0% bzw rechtigt), aber SCHNAUSO sıcher eın Stück optimistisch.
56 To) strebt d Politiker auf okaler Ebene WeTlr- Fuür EeLWAS wenıger Optimismus spricht VOT allem die seıt

19/4 eingetretene Entwicklung mehr Dıstanz VOINLden Rechtsorientierte Jugendliche zeıgen sıch dagegen
überdurchschnittlich als kritische Beobachter un sınd der Polıitik SOWIl1e die erhebliche Resonanz der alternatıven
auch weniıger AaZu bereıit, in Bürgerinitiatıven oder Ver- Gruppen, mMI1t deren wachsendem Einfluß mMan rechnen
binden mıtzuwirken. Dagegen S agt iıhnen die Mitarbeit ın mufß, weıl ıhre Anhänger durch überdurchschnittliche
Parteıen eher Bereitschaft ZU ngagement un: durch eınen größeren

Anteıl polıtischen Kommunikationsprozefß hervortre-
BeI1l der rage nach ıhren staatsbürgerlichen Pflichten A2U-
Kerten 2 der Jugendlichen die Meınung, 65 wuürde

te  S Wenn die Tendenz ZUur Lethargie eınerseılts un! eıne
Antı-Strömung andererseıts Quantıität und Intensıtäteher zuvıel VO  e ıhnen verlangt; Vo meınten, 65 sel BC- weıter zunehmen sollten, dann 1St C585 L1Ur eıne rage der

rade BCNUS, ımmerhın 7,3 % ühlten sıch unterfordert. Zeıt, bıs die „undramatischen Gegebenheiten“‘ sehr wohl
Wenn InNnan den ıdeologischen Standort der Befragten be- dramatısch werden können.trachtet, erg1bt sıch für die Posıtion „eher zuviel‘‘ eıne
kontinuılerliche Zunahme VO  3 extrem rechts ber die Mıtte Der Jugendforscher Prof Walter Jaide (Hannover) hat 1mM
nach ganz lınks Dıie extrem liınke Posıtion 1St be1 dıeser Anschlufß seıne eıgenen Untersuchungen ZUuU Thema
Antwort doppelt stark WwW1e€e der Durchschnitt aller Jugend un! Politik die recht ratlos anmutende Aussage
Beiragten. BeI der Gegenposıtion „eher zuwen1g“‘ 1Sst eın gemacht: E1n Abmarsch VON der Zustimmung in die p -
solcher Irend ın diıesem Mal nıcht beobachten. Im (Ge- lıtısche Entiremdung 1sSt nıcht erkennbar, aber auch nıcht
genteıl: Es zeıgt sıch, dafß sıch das Potential der Einsatzbe- auszuschließen.‘‘ Er darf sıch VOoN der Studıie der Konrad-
reitschaft für den Staat EIW. gleichmäßig auf exiIrem un:! Adenauer-Stiftung bestätigt tühlen Dıie politisch Verant-
gemäaßıgt lınke Jugendliche un! auf solche verteilt, die sıch wortlichen sollten S1e als Bestätigung leber nıcht verstie-
der Mıtte zurechnen oder die sıch als gemäfßigt rechts be- hen. Fur S1e ıetern die Ergebnisse der Studıie ZW ar keınen
zeichnen. Fuür die Altersstuiung 1st aufschlußreich, da{fß Anlaf, ın Panıkstimmung verfallen, eıne Herausforde-
sıch die Posıtionen „eher zuviıel‘‘ und „eher zuwenı1g“‘ Iung sınd S1e allemal. Zumuindest aber nlaß ZU ach-
zwıschen den 14J)ährıgen und den 21)jährıgen jeweıls denken. och


